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Begrüßung

Klaus Brandner, MdB
Arbeitsmarktpolitischer Sprecher der SPD-Bundestags fraktion

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!

Ich möchte Euch so kurz vor so wichtigen Jahresabschlussdaten und der Zeit, wo wir sicherlich
auch mehr Zeit für uns und unsere Familien haben, doch noch einmal zu einer großen Betriebs-
rätekonferenz hier im Fraktionssaal der SPD-Bundestagsfraktion ganz herzlich begrüßen.

Ich freue mich, dass Ihr alle gekommen seid. Ich höre, es sind
immer noch Kolleginnen und Kollegen draußen, aber Ihr wisst,
der Zeitplan ist eng und wenn wir unserem Grundsatz treu blei-
ben wollen, diese Konferenzen als einen Austausch von Infor-
mationen aber auch einen Austausch von Gedanken aus der Ar-
beitswelt in die SPD-Bundestagsfraktion und umgekehrt über die
politischen Vorhaben der Bundestagsfraktion in und zu den wich-
tigen Trägern der Mitbestimmung intensiv zu nutzen, sollten wir
uns den notwendigen Zeitrahmen dafür verschaffen.

Ich freue mich, dass Peter Struck, unser Fraktionsvorsitzender,
heute wieder dabei ist und dass der Bundesfinanzminister nach-

her zu uns kommen wird. Aus der Fraktionsspitze begrüße ich Elke Ferner, unsere stellvertre-
tende Partei- und Fraktionsvorsitzende, und Iris Gleicke, als parlamentarische Geschäftsführe-
rin zuständig für den Bereich Organisationen, Verbände insbesondere auch den gewerkschaft-
lichen Bereich. Auch Gerd Andres, Parlamentarischer Staatssekretär beim Arbeits- und Sozial-
minister, ist heute hier. Sie alle unterstützen uns durch ihre Anwesenheit und nehmen die Anre-
gungen und Überlegungen mit.

Viele Abgeordnete sind gekommen, um zu hören, was Ihr berichtet und mit Euch zu diskutieren.

Ich finde, die Betriebsrätekonferenzen haben inzwischen eine feste Tradition. Sie sind ein Bei-
spiel verlässlicher Zusammenarbeit zwischen der SPD-Bundestagsfraktion und den Trägern der
Mitbestimmung in den Betrieben. Hier haben wir Gelegenheit, ehrlich, fair und sachlich mitein-
ander ins Gespräch zu kommen.

Zu Beginn möchte ich Euch sagen, dass ich glaube, dafür, dass die CDU/CSU nicht unser
Wunschpartner war, haben wir in diesem Jahr, wie ich finde, vieles für die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer erreicht und umgesetzt, das sich durchaus sehen lassen kann. Ich denke an
das Kurzarbeitergeld, das Saisonkurzarbeitergeld jetzt auch noch einmal ergänzt für den Be-
reich der Dachdecker. Ich denke daran, dass wir im Bereich des SGB II eine Leistungskür-
zungen, die der Koalitionspartner massiv wollte, verhindert haben. Wir haben den Gründungs-
zuschuss für Existenzgründungen vorangebracht. Wir haben die Ich-AG mit den Existenzgrün-
dungen aus dem Bereich der beitragsfinanzierten Arbeitsmarktpolitik zusammengeführt. Wir
haben die Mitbestimmung auf europäischer Ebene gesichert, indem sowohl im Bereich des Ge-
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sellschaftsrechts als auch bei Fusionen auf europäischer Ebene die Mitbestimmung abgesichert
worden ist.

Insofern glaube ich, haben wir eine ganze Menge erreicht, was die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer berührt und so zu einer positiven Weiterentwicklung der Verhältnisse in unserem
Land beigetragen.

Generell ist die Arbeitsmarktpolitik aber nicht einfacher geworden. Viele Themen, wie Ihr wisst,
sind ideologisch besetzt. Bei mehr Wettbewerbs und mehr Effizienz beispielsweise denkt unser
Koalitionspartner ausschließlich an Sanktionen und Leistungskürzungen und daran die Arbeit-
nehmerrechte deutlich einzuschränken.

Unser Ansatz, das wisst Ihr, ist ein anderer. Wir setzen auf eine dynamische Wirtschaft, auf
eine Wirtschaft, die wachsen muss, um mehr Arbeitsplätze zu schaffen. Aber wir setzen auf ein
systematisches Fördern durch die Politik, damit die Herausforderungen der Zukunft auch positiv
angegangen werden können.

Im Koalitionsvertrag haben wir vieles gesichert. Tarifautonomie und Mitbestimmung bleiben un-
angetastet. Beim Kündigungsschutz haben wir uns auf Veränderungen verständigt, die den
Kündigungsschutz in seiner Substanz unangetastet lassen. Wenn die das jetzt nicht mehr
wollen – mehr wird es mit uns nicht geben. Vieles haben wir also geregelt. Das ist die Basis.

Und da habt Ihr sehen können, dass Ihr Euch auf uns verlassen könnt. Und dabei ist es aus
unserer Sicht wichtig, dass es uns gelingt, in der Arbeitsmarkt-, in der Sozialpolitik, in der Ren-
tenpolitik, weiter sozialdemokratische Akzente zu setzen. Bislang, so sage ich, ist uns davon ei-
ne ganze Menge gelungen. Und die konjunkturelle Entwicklung, wir alle profitieren davon, hat ja
letztlich zusammen mit dem Reformprozess dazu beigetragen, dass die Arbeitslosigkeit in die-
sem Land als größte Herausforderung doch deutlicher zurückgeht als das noch zu Beginn die-
ses Jahres zu erwarten war. Und die Zukunftsaussichten für 2007 sind ja alles in allem auch
ganz hoffnungsvoll.

Aber alles das darf uns nicht lähmen. Ich nenne wichtige Stichworte: mehr Arbeit für geringer
Qualifizierte im so genannten Niedriglohnsektor, existenzsichernde Löhne, mehr und bessere
Ausbildungschancen für Jugendliche, Mindestlohn, bessere Arbeitsbedingungen und mehr
Beschäftigungschancen für Ältere. Hier denke ich insbesondere an die Herausforderungen, die
der demografische Wandel und die Veränderungen in der sozialpolitischen Landschaft insge-
samt mitsichbringen. Ihr wisst, dahinter verbirgt sich ganz schnell das Reizwort für Viele – Ren-
te 67 – oder höheres Renteneintrittsalter. Das alles sind Dinge, die wir heute besprechen kön-
nen und müssen.

Aber heute geht es in erster Linie darum, dass wir uns auf die europäische Ebene konzentrieren
und insbesondere die steuerpolitischen Herausforderungen, denen wir uns stellen müssen.
Dennoch will ich zu der Frage der Lebensarbeitszeitverlängerung noch ein paar Dinge sagen.

Tatsache ist, und die Post von vielen von Euch hat das noch einmal deutlich gemacht, dass
Viele zu früh aus dem Arbeitsleben ausscheiden. Ich habe das in einem Rundbrief an die
Fraktion als „Herausdrängen“ bezeichnet. Einige haben das sehr kritisch aufgenommen. Ich
kann das gut verstehen, dass man sagt, ja wir haben die Menschen nicht herausgedrängt, sie
wollten von sich aus gehen. Man muss sehen, dass die Arbeitsverhältnisse oft so waren, dass
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man den Ausweg über Altersteilzeit, über den so genannten Vorruhestand und über andere
Maßnahmen gerne genommen hat, weil man keine andere Alternative gesehen hat. So habt
bitte auch Verständnis dafür, wenn man dieses in einem Gesamtzusammenhang so darstellt.
Die vielfältigen Anreize, viel zu früh aus dem Arbeitsleben auszuscheiden, waren in der Vergan-
genheit aber auch geeignet, den Blick auf die Verbesserung der Arbeitsbedingungen zu ver-
stellen. Ich glaube, dass ist die andere Seite der Medaille. In der Betriebsverfassung haben wir
in vielen Punkten ganz bewusst festgeschrieben, dass man für die Integration Älterer eintreten
muss. Unter dem Druck der Verhältnisse wurde jedoch eher darauf geachtet, den Übergang für
die Älteren aus dem Erwerbsleben sozialverträglich zu gestalten. So konnte man schlichtweg
keine Kraft dafür entwickeln, die Arbeitsbedingungen entscheidend zu verbessern und so zu
gestalten, dass die Menschen gesund und in Würde das gesetzliche Renteneintrittsalter errei-
chen.

Wir wollen Euch dabei unterstützen, gleitende Übergänge in die Altersrente flexibel zu gestal-
ten. Insbesondere weil die geförderte Altersteilzeit 2015 endgültig ausläuft, müssen wir andere
Brücken organisieren und aufbauen. Dabei wollen wir als SPD-Bundestagsfraktion aktiv mit-
helfen.

Das bedeutet auf der einen Seite, dass es mehr Beschäftigungsmöglichkeiten geben muss.
Ohne die ist es überhaupt nicht verständlich, dass man sagt, ja wir wollen das Rentenein-
trittsalter anheben. Ohne Beschäftigung macht das für die Mehrheit der Menschen erst einmal
keinen Sinn. Auf der anderen Seite steht die Frage, ist es denn überhaupt möglich bis 67 zu ar-
beiten? Kann man das?

Deshalb besteht die Herausforderung genau in
diesen beiden Punkten: einerseits die Beschäfti-
gungssituation zu verbessern, und andererseits
dafür für besser Arbeitsbedingungen zu sorgen,
die Humanisierung der Arbeitswelt. Das ist eigent-
lich ein urmenschliches Anliegen, das immer auf
der Tagesordnung stehen müsste. Dem müssen
wir uns gemeinsam Betriebsräte, Gewerkschaf-
ten, Politik und die SPD, ganz vorne an der Spit-
ze, widmen. Weil ich glaube, damit leisten wir für
die Menschen im Lande vieles. Und dazu gehört

auch lebenslanges Lernen, eine systematische regelmäßige Weiterbildung. Gerade arbeiten wir
an gesetzlichen Maßnahmen, zumindest so etwas erst einmal für Betriebe bis 250 Beschäftigte
so aufzubauen, dass es Bildungsgutscheine, Bildungsansprüche gibt. In den großen Betrieben
müsste das eigentlich programmatisch von sich aus leistbar sein. Da können wir schon erwar-
ten, denke ich, dass bei großen Unternehmen nicht die Beschäftigten über ihre Sozialversiche-
rungsbeiträge so ein Programm finanzieren. Da sind natürlich die Unternehmen selbst ganz
stark gefordert, sich dieser Herausforderung zu stellen.

Insofern also, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist es eine Orientierung, wie wir an dieses Thema
momentan herangehen. Das steht heute aber nicht im Mittelpunkt. Heute steht im Mittelpunkt
unter anderem auch die Sorge vor Produktionsverlagerung. Trotz der besseren Situation am
Arbeitsmarkt sind diese Sorgen da. Conti, Samsung, AEG das sind Beispiele, die in der
Öffentlichkeit immer wieder aufschrecken und sie werden ja genutzt seitens der Arbeitgeber,
um massiv Druck auszuüben.
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Natürlich gibt es auch positive Beispiele. Opel zum Beispiel. Und viele Standortvereinbarungen,
die Ihr geregelt habt. Ich will aber in dem Zusammenhang klar sagen, dass wir eigentlich drei
Herausforderungen im Zusammenhang sehen.

Erstens auf der Gewerkschaftsebene, in Tarifverhandlungen. Die Drohung der Standort- oder
Produktionsverlagerung übt auf die Gewerkschaften nicht wenig Druck aus. Zweitens: Auf der
Betriebsratsebene habt Ihr mit Beschäftigungssicherungsverträgen Vieles geleistet. Aber auch
das sind oft Zugeständnisse gewesen, zu denen man nicht immer bis zum letzten Punkt stehen
konnte. Und nicht zuletzt auf der politischen Ebene müssen wir der Herausforderung begegnen,
wie wir einen Dumpingwettbewerb um die niedrigsten Unternehmenssteuern verhindern können.

Die Gefahr der Spaltung ist in diesem Prozess zwischen Gewerkschaften und Arbeitnehmern
aber auch zwischen Gewerkschaften und Politik sowie zwischen Arbeitsnehmern und Politik
enorm groß.

Gespaltenes Auftreten hat immer Einflussverlust bedeutet. Und genau deshalb müssen wir,
meine ich, gemeinsam nach Antworten und Strategien suchen im Sinne der Belegschaften, wie
Arbeitsplätze auch angesichts zunehmender Internationalisierung von Märkten und Kapital
gesichert werden können.

Und dazu soll unsere heutige Veranstaltung einfach einen Beitrag leisten. Welche Auswir-
kungen hat die Mobilität des Kapitals? Welche Faktoren bestimmen künftig die Standortent-
scheidung von Unternehmen und welche Zukunft hat eigentlich der Sozialstaat in einer Welt
des mobilen Kapitals? Dazu hat unser Fraktionsvorsitzender, Peter Struck, den ersten Vortrag
übernommen. Denn wir alle wissen, dass wir mit nationalen Strategien in einer globalen Welt
schnell an Grenzen stoßen. Wir haben hier auf europäischer Ebene versucht, eine große Ge-
meinschaft zu werden. Wenn wir uns die anderen großen Länder anschauen, ob das Russland
ist, China, Indien oder auch die USA, alles große Wettbewerber. Daher müssen uns im
europäischen Kontext sehen. Europa muss sich diesen Herausforderungen als Ganzes stellen.
Ich denke, dass Peter Struck neben aktuellen Themen auch auf diese Frage eingehen wird.

Ich bedanke mich, dass Ihr alle gekommen seid. Danke für Eure Aufmerksamkeit bis dahin und
nun hat Peter Struck das Wort.
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Reformen zur Weiterentwicklung des Sozialstaates

Dr. Peter Struck, MdB
Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Auch von mir ein herzliches Willkommen. Für mich ist das Verhältnis von Sozialdemokraten und
Gewerkschaften klar. Ich will es einmal so beschreiben: Aus meiner Sicht sollte jeder Sozialde-
mokrat Gewerkschafter sein. Ich glaube, in meiner Fraktion gibt es wenige, die das nicht sind.

Umgekehrt, sollte das auch gelten. Ich bin mir aber inzwischen nicht mehr so ganz sicher. Man-
che, die ich kenne, sind ordentliche Sozialdemokraten. Aber es gibt von einer anderen Ecke her
Druck auf meine Partei. Das wisst Ihr. Von einer „linken“ politischen Ecke. Dazu will ich etwas
sagen. Ich denke auch an die nächste Bundestagswahl. Für mich ist eines klar. Wir haben ein

Ziel. Wir haben das Ziel, bei der nächsten Bundestagswahl
stärkste Fraktion zu werden. Ich möchte, dass wir wieder den
Kanzler stellen.

Dieses Ziel können wir aber nur erreichen, wenn das Verhält-
nis zwischen Gewerkschaften und Sozialdemokraten stimmt.
Ich möchte ja nicht, dass ihr als Betriebsräte vor der Bun-
destagswahl durch die Kolleginnen- und Kollegen-Reihen
lauft und sagen müsst, „jetzt müsst ihr SPD wählen“. Das
sollt Ihr nicht. Aber es muss das Gefühl da sein für jeden Ar-
beitnehmer und jede Arbeitnehmerin, für die Gewerkschaften
und für die Betriebsräte, dass man sich auf uns verlassen
kann. Es geht um die gemeinsamen Wurzeln und den Zu-
sammenhalt zwischen SPD und Gewerkschaften. Der darf

nicht gefährdet werden. Eines unserer zentralen Anliegen ist die soziale Gerechtigkeit. Ich sage
das als jemand, der seit 42 Jahren in der SPD ist. Und ich weiß, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, dass ihr das bei manchen politischen Punkten, die wir aktuell diskutieren, kritisch seht. Ich
greife einmal zwei oder drei Punkte auf.

Gesundheitsreform

Ich weiß, dass es ein hartes Brot war, diese Verhandlungen zu führen. Elke Ferner hat das fe-
derführend für uns gemacht. Ich war leider auch bei diesen Nachtsitzungen mit dabei. Ich will
deutlich festhalten: Das was wir jetzt wahrscheinlich im Januar im Bundestag verabschieden
werden, entspricht nicht den reinen sozialdemokratischen Vorstellungen. Aber auch nicht reinen
christdemokratischen Vorstellungen. Es ist ein Kompromiss. Darum sage ich hier auch ganz
offiziell, ich weiß ja, die Presse ist auch noch da: Für mich wird das Thema Neuordnung der Ge-
sundheitspolitik ein Wahlkampfthema für 2009 sein. Ich setze mich nach wie vor für die Bürger-
versicherung ein. Ich möchte, dass alle krankenversichert sind. Ich möchte, dass wir alle eine
größere Bemessungsgrundlage bei der Krankenversicherung haben. Das wird unser Thema
sein. Unser Ziel war es in diesen Verhandlungen, eine Neuregelung zu finden, die dazu führt,
dass man für 10 oder 15 Jahre Ruhe hat in diesem Bereich. Das war leider nicht drin. Die
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Union, CDU/CSU, haben massiv dafür gekämpft, dass die privaten Krankenkassen unberührt
bleiben. Das ist ihnen nicht ganz gelungen. Aber es gibt schon massive ideologische Unter-
schiede bei diesem Thema.

Aber: Die Gesundheitsreform ist auch besser als ihr Ruf. Das muss man auch sagen, auch das
ist wahr. Denn eines muss man natürlich wissen: Wir haben eines der besten Gesund-
heitssysteme der Welt, wenn nicht das beste. Wir müssen das erhalten. Auch zu erträglichen
Bedingungen. Ich sage, das Ziel eines Sozialdemokraten muss sein, auch eines Gewerkschaf-
ters muss sein, dass jeder die gesundheitliche Versorgung bekommt, die er braucht, unab-
hängig vom Alter und vom Einkommen. Das muss das Ziel bleiben. Das sehen die Anderen ein
bisschen anders.

Und darum sage ich, wir gehen wieder zurück auf unsere Vorstellungen in diesem Bereich, die
wir auch im letzten Bundestagswahlkampf vertreten haben. Die auch mit dazu geführt haben,
dass wir ein viel, viel besseres Ergebnis hatten, als uns die Meinungsforscher das noch eine
Woche vorher prophezeit haben. Darum sage ich noch einmal in Klammern, ich mache mir
überhaupt keine Gedanken, um die Meinungsumfragen. Es geht darum, dass wir eine Politik in
den nächsten 3 Jahren machen, bis zur Bundestagswahl, die dazu führt, dass jeder Gewerk-
schafter, jeder normale Mensch in Deutschland weiß, auf die Sozialdemokraten kann man sich
verlassen, wenn es um soziale Gerechtigkeit geht.

Rente mit 67

Klaus hat das Thema angesprochen, die Rente mit 67. Überall wo ich hinkomme, fallen die
Kolleginnen und Kollegen damit über mich her. Ich weiß, dass diese Neuregelung schwer nach-
vollziehbar ist, angesichts der Arbeitsmarktsituation bei Älteren. Angesichts einer Situation, in
der in 50 Prozent der Betriebe keine Arbeitnehmer beschäftigt sind, die älter als 50 sind. Ich
halte diese Maßnahme aber für richtig. Ges-
tern haben wir hier in der Fraktion beschlos-
sen, dass wir das Gesetz jetzt einbringen.
Ich halte das für richtig. Aber es gibt noch
großen Erklärungsbedarf. Das gilt insbeson-
dere für die Altersteilzeit. Dazu bekommen
wir auch von Euch Hinweise.

Wir müssen uns darüber unterhalten. Das
gleiche betrifft auch den dritten Arbeitsmarkt.
Klaus hat dazu auch Vorstellungen ent-
wickelt. Auch da muss etwas passieren.

Existenzsichernde Löhne

Einen letzten Punkt will ich ansprechen. Wir haben eine Debatte, die gut organisiert worden ist
von Franz. Über die Frage, wie gehen wir mit dem Thema „existenzsichernde Löhne“ um in
Deutschland? Ich sage hier ganz offiziell als Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion: Für
mich ist es unabdingbar, dass es einen Mindestlohn in Deutschland geben muss. Ein gesetzlich
festgelegter Mindestlohn ist unabdingbar.
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Möglicherweise muss man, um dieses Ziel zu erreichen, mit der Union in anderen Bereichen
Kompromisse eingehen. Aber das ist eigentlich normal. Ich halte es wirklich für unglaublich,
dass selbst ver.di, früher ÖTV, Tarifverträge abschließen muss mit Tariflöhnen von 3,70 Euro.
Das können wir doch niemandem zumuten, zu solchen Bedingungen den ganzen Monat zu
arbeiten. Für 3,70 pro Stunde. Das geht nicht. In 20 von 27 Ländern in Europa gibt es Mindest-
löhne. Ich weiß auch gar nicht, was dagegen spricht, wenn wir ein System wie in Großbri-

tannien beim Thema Mindestlohn hätten. Eine unabhän-
gige Kommission legt Mindestlöhne für eine Branche fest
und dann werden diese angepasst. Und der Gesetzgeber
übernimmt.

Bei den Anderen ist es so, dass Ideologie dahinter steckt.
Denn die Arbeitgeberverbände stehen den anderen näher
als uns. Das muss ich ja nicht erklären.

Ich gebe Euch hier das Versprechen, dass die SPD im
Bereich Existenzsichernde Löhne keine Lösung akzeptie-
ren wird, in der es keinen Mindestlohn gibt. Wir werden das
nicht akzeptieren. Das ist für mich eine Frage der Identität
auch für die Sozialdemokratische Partei Deutschland. Und

darum kämpfen wir. Das wird hart werden. Das weiß ich ganz genau. Da muss man auch man-
chen Preis dafür bezahlen. Aber das ist den Preis wert, dass wir einen Mindestlohn in Deutsch-
land festlegen können.

Ihr könnt Euch auf uns verlassen. Sagt das den Kollegen, wenn Ihr wieder nach Hause kommt.
Schönen Dank für Eure Aufmerksamkeit!
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Strategien zur Stärkung des Standortes Deutschland,

Peer Steinbrück
Bundesminister für Finanzen

Ich will Euch kein gestanztes Referat halten, liebe Kolleginnen und Kollegen, und ich denke
auch, dass Ihr einen größeren Bedarf habt, relativ schnell in eine Diskussion zu kommen. Inso-
fern will ich versuchen, nicht zu schnell zu sprechen, aber eben auch nicht zu lang und schon

gar nicht langweilig. Wenn ich das eine oder andere nicht erwäh-
ne, dann gibt es anschließend in der Diskussion die Möglichkeit,
darauf einzugehen, weil ich mich hier nicht flächendeckend aus-
breiten oder in irgendeinen Frontalunterricht fallen will.

Wir haben eine erstaunliche Unwucht in der Beurteilung des
Standortes Deutschland. Wir haben keine Balance in der Beurtei-
lung dieses Standortes Deutschland. Insbesondere die ordolibe-
rale Diskussion zieht sich seit vier, fünf Jahren durch, so in der
Tonlage: „Es ist alles ganz furchtbar und wir sind am Ende und
langsam kommen die apokalyptischen Reiter und die Bundes-
republik fällt immer weiter zurück und das ist alles ganz grau-

enhaft!“ Das wird uns vorgehalten, gelegentlich auch wie eine Keule über den Kopf gehauen,
nach dem Motto: „Dann muss das und das reformiert werden, die Liberalisierung, die Deregu-
lierung muss gemacht werden, Ihr müsst Euch dem Tempo in anderen Teilen der Welt an-
passen etc.“. Ihr kennt die ganze Diskussion.

Das ist die eine Debatte. Die andere Debatte lautet: „Es kann alles so bleiben, wie es ist.“ Die
ignoriert, dass um uns herum natürlich einiges passiert und dass es eine Reihe von Defiziten,
auch Strukturverzerrungen gibt in Deutschland, die man beim Namen nennen muss, wenn man
sich mit der Frage beschäftigt, wie wir den Wohlstand und die soziale Wohlfahrt, auch die Fi-
nanzierung des Sozialstaates, in der Perspektive der nächsten zehn bis 15 Jahre aufrecht er-
halten wollen. Es ist ja nicht so, dass alle um uns herum schlafen. Reisen bildet, und man stellt
fest, welche Dynamik es in anderen Weltregionen gibt. Man stellt fest, dass die Menschen dort
hungrig, schnell, neugierig sind, dass die genau das haben wollen, was wir längst haben an
Wohlstandsniveau.

Und richtig ist, dass der entwickelte Sozialstaat seit Gründung des Bundesrepublik Deutschland
unter einem erheblichen Anpassungsdruck steht. Allein wegen der Demographie oder vor dem
Hintergrund veränderter Wachstumsdynamik, veränderter Wachstumsraten. Das ist eine Frage,
die viel stärker in den Mittelpunkt geraten muss. Was passiert zum Beispiel, wenn das vornehm-
lich über Sozialversicherungsbeiträge finanzierte deutsche soziale Sicherungssystem aus dem
Verhältnis zwischen Einzahlern, die Solidarität gewähren gegenüber denjenigen, die über die
Sozialversicherungsbeiträge Solidarität empfangen, immer mehr in die Schieflage kommt auf
Grund der Veränderungen des Arbeitsmarktes, der Stagnation sozialversicherungspflichtiger
Beschäftigungsverhältnisse oder auch auf Grund der Demographie, weil diese Gesellschaft
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älter wird, weil sich die Bezugsdauer von Renten erhöht, weil die Gesundheitskosten mit Blick
auf den Alterungsprozess der Gesellschaft sich schlicht und einfach verändern? Anders aus-
gedrückt: Wenn 1957 bei der Einführung der dynamischen Rente noch neun Malocher mit ihren
Beiträgen einen einzigen Leistungsempfänger finanziert haben, was passiert, wenn dieses
Verhältnis auf 3,3 zu 1 zurückgegangen ist wie heute und weiter zurück geht?

So, das ist ein Beispiel. Ein zweites Thema: Was passiert in einer Gesellschaft, in der die Spiel-
räume der öffentlichen Haushalte erkennbar anders aussehen als noch vor 10, 20 oder 25 Jah-
ren, wo manche Fluchtbewegungen in die Verschuldung kommunaler Haushalte, Länderhaus-
halte, Bundeshaushalte uns allen gemeinsam - SPD, Gewerkschaftsbewegung, abhängig Be-
schäftigten - relativ leicht gefallen sind?

Das dritte Thema ist: Kann sich eine Bundesrepublik Deutschland, die 40 Prozent ihrer Wirt-
schaftsleistung schlicht und einfach über Export finanziert, abschotten? Können wir das Rollo
an unseren Grenzen runter lassen? Diese Globalisierung oder dieser internationale Wettbewerb
ist weder per se gut noch schlecht, sondern er ist ambivalent. Er kennt nicht nur Gewinner, er

kennt auch Verlierer, weltweit und bei uns,
und zwar diejenigen, die darüber ihren Job ge-
fährdet sehen oder sogar verlieren.

So, das sind die Rahmenbedingungen, und ich
glaube, dass diejenigen falsch liegen, die den
Menschen Sand in die Augen streuen, die so
tun, als ob es das alles nicht gibt. Das kann
man tun, dann hat man auch Friede, Freude,
Eierkuchen. Aber in meinen Augen ist das ver-
antwortungslos, denn das ist keine tragfähige
Antwort auf die Frage, wie wir Voraussetzun-
gen dafür schaffen, dass es unseren Kindern

und eines Tages unseren Enkelkindern ähnlich gut geht wie uns heute - unbenommen der
Tatsache, dass es nicht allen gleichmäßig gut geht in der Bundesrepublik Deutschland.

In dieser Betrachtung haben wir auf der einen Seite das große Lamento, auf der anderen Seite
haben wir die Haltung, dass es im Wesentlichen so bleiben kann, wie es ist. In diesem Schraub-
stock hängt die Politik. Und das macht sich bemerkbar.

Dagegen, dass diese Republik seit fünf oder sechs Jahren nur stagniert, gibt es eine ganze Rei-
he von Argumenten. Zum Beispiel die Tatsache, dass die Riester-Rente als Ergänzung der bei-
tragsfinanzierten Altersversorgung und betrieblicher Versorgungssysteme mit sieben Millionen
Verträgen ein absoluter Erfolg ist. Das ist kaum registriert worden. Sieben Millionen Verträge für
ein kapitalgedecktes, staatlich gefördertes Verfahren, was zusätzlich zur beitragsfinanzierten Al-
tersversorgung die materiellen Voraussetzungen schafft, damit die Menschen im Alter einiger-
maßen gut dastehen. Inzwischen haben wir über die betrieblichen Altersversorgungssysteme
und Riester immerhin 70 Prozent der abhängig Beschäftigten zusätzlich zur beitragsfinanzierten
Altersversorgung eine Perspektive gegeben. Es ist nicht genug, insbesondere bei denjenigen
nicht, die in den unteren Einkommensetagen sind, und es ist nach wie vor ganz problematisch
bei denjenigen, die in gar keiner Einkommensetage sind. Aber die Riester-Rente ist ein Beispiel
dafür, dass sich etwas getan hat.
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Ebenso mit Blick auf Steuerreformschritte. Viele von uns sind fixiert darauf, dass wir den Spit-
zensteuersatz abgesenkt haben. Dabei ist stark aus dem Blick geraten, dass wir auch den Ein-
gangssteuersatz von 25,9 Prozent auf 15 Prozent gesenkt haben. Inzwischen kann jemand, der
verheiratet ist, der zwei Kinder hat und Alleinverdiener ist, unter Berücksichtigung des Kinder-
geldes bis zu 36.000 Euro Einkommen haben, ohne Steuern zu zahlen. Immerhin!

Die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft hat sich deutlich verbessert. Die Lohnstück-
kosten sind gefallen. Das ist die positive Nachricht. Die negative Nachricht ist, dass darüber in
den letzten Jahren viele reale Löhne und Gehälter stagnieren, wenn nicht sogar abgenommen
haben. Die Leute haben weniger im Portmonee als vorher. Das ist die negative Seite, die sich
wiederum abbildet in einer sehr schwachen Binnennachfrage. Aber insgesamt glaube ich, dass
die Republik insbesondere in diesem Jahr 2006 Zahlen aufweist, die wir so vor kurzem nicht für
möglich gehalten haben.

Ich will eine zweite Bemerkung machen. Ja, das
Wirtschaftswachstum hat sich sehr viel besser ent-
wickelt, als wir es für möglich gehalten haben. Die
Steuereinnahmen sind sehr viel besser, als wir ge-
dacht haben. Wir können die Nettokreditaufnahme
senken. Aber diese Situation, die höchst erfreulich
ist und für die ich täglich eine Kerze ins Fenster
stelle, ändert an den strukturellen Haushaltsproble-
men absolut gar nichts. Auch wenn Bund und Län-
der mehr Einnahmen haben als geschätzt und auch
wenn die Kommunen über das Gewerbesteuerauf-
kommen auch eine ganz gute Entwicklung haben,

ändert sich an der Problematik, dass dieses Land 1.500 Milliarden Euro Schulden hat, nichts.
Es ändert ebenfalls nichts an der Problematik, dass der Bund 40 Milliarden Euro Zinsen pro
Jahr zu zahlen hat aber nur 22 Milliarden investiert in die Zukunft dieses Landes. Und das
ändert nichts daran, dass wir nach wie vor auf dem Gaspedal der Verschuldung sind. Wir sind
weit von einer Entschuldung entfernt, sondern wir verringern nur das Tempo der Verschuldung.

Ich glaube, dass wir einiges richtig gemacht haben, auch aus sozialdemokratischer Sicht, um in
diesem Jahr zwei Dinge miteinander zu verbinden, die zunächst einmal sicher widersprüchlich
klingen. Nämlich auf der einen Seite zu konsolidieren und gleichzeitig Impulse für Wachstum
und Beschäftigung zu geben. Dass wir ein solides und ziemlich hohes Wirtschaftswachstum
haben, ist nicht allein das Verdienst der Politik, aber beteiligt waren wir schon. Und bei man-
chen Bewertungen, die ich auch so in den Medien und von politischen Gegnern höre, muss
man sich vielleicht einmal aussuchen, was denn nun richtig ist: Wenn die Wirtschaft brummt, ist
es eine Leistung der Wirtschaft, und wenn die Wirtschaft schlecht läuft, dann ist es das Versa-
gen der SPD. So läuft das oft.

Ich sage, dass wir Einiges richtig gemacht haben, auch mit unterstützenden Maßnahmen, kon-
kret mit einem Wachstums- und Impulsprogramm, das bezogen auf die Standortqualitäten des-
halb von Bedeutung ist, weil vieles in die Zukunft gerichtet ist und weil zunehmend gelernt ist,
dass die Haushaltsstruktur verändert werden muss - weg von einer sehr starken konsumtiven
Ausrichtung hin auf Investition. Die Zukunft unseres Landes wird davon abhängig sein, ob wir
endlich mehr Geld in die Bildung hineinstecken, und zwar über die gesamte Bandbreite, also
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vorschulische Bildung, Allgemeinbildung, berufliche Bildung, akademische Bildung, Weiterquali-
fizierung und ob wir bei Forschung und Entwicklung weiter vorankommen.

Die Zielsetzung lautet 3 Prozent vom Bruttosozialprodukt zum Ende dieses Jahrzehnts. Die Fin-
nen und Schweden haben fast 4 Prozent Anteil von Forschungs- und Entwicklungsausgaben
am Bruttosozialprodukt. Es wird um Infrastruktur gehen. Es wird um die Förderung der Erwerbs-
tätigkeit von Frauen gehen, die in Deutschland unterdurchschnittlich ist, obwohl die Frauen
hoch qualifiziert sind. Der Satz kommt einem als Mann nicht ganz so leicht über die Lippen,
aber inzwischen ist statistisch ziemlich klar, dass die Frauen bessere schulische, berufliche und
akademische Abschlüsse machen als Männer. Und anschließend sorgen wir nicht dafür, dass
sie Berufstätigkeit mit Familienplanung in Übereinstimmung bringen können! Anders als andere
Länder. Da sind wir nicht gut genug. Und das bei einer alternden Gesellschaft! Ihr merkt, dass
dieses Thema von einer erheblichen ökonomischen und arbeitsmarktpolitischen Bedeutung ist.

Für die SPD wird es darauf ankommen - wenn ich an der Stelle auch parteipolitisch argumen-
tieren darf, auch vor dem Hintergrund der Debatte des Grundsatzprogramms -, dass wir nach
Möglichkeit ein Alleinstellungsmerkmal haben, das uns von allen anderen unterscheidet. Willy
Brandt hätte gesagt, dass wir uns auf der Höhe der Zeit halten müssen, dass wir uns wett-
bewerbsfähig halten müssen bei der Bewältigung dieses wirtschaftlich-technischen Wandels,
und dass wir auf der anderen Seite aufpassen müssen, dass die Gesellschaft uns nicht um die
Ohren fliegt. Das heißt, die alte ursozialdemokratische Frage zu beantworten, wie wir die Flieh-
kräfte in dieser Gesellschaft eingrenzen und wie wir den Zusammenhalt dieser Gesellschaft
organisieren. Und das in einer Zeit, die mehr denn je von hoher Geschwindigkeit geprägt ist und
zugleich von Verlierer- und Verlustängsten vieler Menschen, die nicht mehr geprägt sind von
dem Zukunftsversprechen, dass es ihnen und ihren Kindern eines Tages besser geht. Sie sind
eher von Skepsis geprägt, weil sie fürchten, dass es ihnen und ihren Kindern in Zukunft
schlechter geht als heute.

Dritte Bemerkung: Ein herausragender Schlüsselbegriff ist unabweisbar Bildung, auch im Sinne
des richtigen Begriffes eines vorsorgenden Sozialstaates. Ich weiß, dass viele bei diesem Be-
griff die Befürchtung haben, dass bedeute den Rückzug des Staates. In meinen Augen geht es
nicht darum, aber um eine etwas anders ausgerichtete politische Überzeugung. Also, was kön-
nen wir tun, bevor ein Kind ohne Deutschkenntnisse in die Schule hineingeht? Und zwar nicht
nur Kinder mit Migrantenhintergrund, sondern Kinder aus deutschen Familien. Aus teilweise sehr
problematischen oder gar nicht mehr vorhandenen Familienverbänden. Was können wir tun,
bevor jemand keinen Schulabschluss macht und der vorprogrammierte Verlierer auf dem Ar-
beitsmarkt ist? Was können wir tun, bevor jemand die Ausbildung abbricht? Was kann ich an-
bieten für Arbeiternehmerinnen und Arbeitnehmer, die in diesem Druck sind, bevor sie arbeits-
los werden mit Blick auf Qualifizierung? Was kann ich tun an Vorsorge, an Aktivierung, anstatt
die Menschen in die Passivität hinein zu alimentieren?

Ich glaube, dass es auf vielen Gebieten festzustellen ist, dass wir nicht zu wenig Geld haben.
Gemessen an anderen Ländern, auch skandinavischen Ländern, geben wir nicht zu wenig für
Sozialpolitik aus. Über die Hälfte des Bundeshaushaltes sind Sozialausgaben. Über die Hälfte!
70 Cent von jedem eingenommenen Steuereuro sind Sozialausgaben im Bundeshaushalt. Vor
dem Hintergrund kriege ich dann doch gelegentlich auch einen Hals, wenn mir gesagt wird, der
Bundeshaushalt strahle soziale Kälte aus. Oder es gehen einige auf die Straßen und sagen:
„Über Hartz IV hast du Sozialabbau betrieben!“ Fiskalisch gesehen haben wir aber mit Hartz IV
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nicht Sozialabbau betrieben, sondern Sozialaufbau. Die entscheidende Frage lautet allerdings,
ob wir das Richtige bewirkt haben.

Dasselbe gilt für die Familienförderung auch. Ist es schon ein Erfolgsmerkmal, wie hoch
Haushaltstitel dotiert sind oder ist es nicht entscheidend, was dabei heraus kommt? Mehr Geld
ist in meinen Augen nicht die richtige Antwort auf die Frage, wie wir diesen Sozialstaat zielge-
nauer organisieren in der Perspektive der nächsten Jahre und Jahrzehnte. Die Frage ist: Errei-
chen wir tatsächlich die Ziele, die wir damit verbinden? Nur ein Beispiel: Dieses Land gibt je
nach Abgrenzung, ob man etwa BAföG oder etwas anderes mit einbezieht, 80–140 Milliarden
Euro für Familienförderung aus. Relativ gesehen gibt keine andere Gesellschaft innerhalb der
Europäischen Union so viel für Familienförderung aus. Der Punkt ist nur: Andere Gesellschaften
sind erfolgreicher damit!

Auch deshalb wird in meinen Augen die Qualität
der Finanzen ein Schlüsselbegriff sein. Etwas
technokratischer ausgedrückt: Wir müssen Out-
put-orientierter werden als Input-orientiert. Auch
im Umgang mit öffentlichen Finanzmitteln.

So, ein dritter Punkt wird natürlich sein, wie wir
den Standort Deutschland wettbewerbsfähig hal-
ten. Ich halte es für richtig, sich stärker darauf zu
konzentrieren, dieser Bundesrepublik Deutsch-
land einen gewissen wettbewerbsfähigen Indus-

triebestand zu erhalten. Ich glaube, dass die SPD insgesamt in den letzten Jahren den Fehler
gemacht hat, zu glauben, wir wandern ausschließlich in eine Dienstleistungsgesellschaft. Ich
glaube das nicht, weil viele Dienstleistungen so produktionsorientiert sind, dass es die ohne ei-
nen bestimmten Industriebestand gar nicht gäbe. Sich sehr viel stärker auf den Begriff Indus-
triepolitik und Förderung von Industriebranchen der Unternehmen zu konzentrieren, das ist, wie
ich glaube, ein richtiger programmatischer Ansatz. Dass es dabei um Qualität geht und nicht
einfach um Masse, um mit anderen Märkten dort zu konkurrieren, das wisst Ihr besser als ich,
und Ihr wisst auch, dass dabei der Mittelstand in Deutschland eine erhebliche Rolle spielt. Das
ist von der SPD gelegentlich unterschätzt worden. Damit haben wir dieses Segment unserer
Wirtschaft zu sehr den anderen überlassen, was falsch ist, weil die eigentlichen unterneh-
menden Unternehmer in diesem Teil der Wirtschaft sind und weil sie die neuen und zu-
sätzlichen Arbeitsplätze nicht in den großen Unternehmen tradierter Branchen geschaffen wer-
den, sondern im deutschen Mittelstand. Wir sind gut beraten, im Rahmen einer Grund-
satzdebatte über ein Programm und in der praktischen Politik diese beiden Schlüsselbegriffe
Industriepolitik und Mittelstandsförderung mitzukoppeln und durchzudeklinieren.

Eine Rolle wird dabei natürlich das leidige Thema des Steuersystems spielen. Mir ist sehr
bewusst, dass das gesellschaftliche Umfeld für die Diskussion einer Unternehmenssteuerreform
nie so ungünstig war wie heute. Nach dem Motto: „Bist Du wahnsinnig geworden? Du brummst
den Leuten da gerade 3 Prozent Mehrwertsteuer auf! Du kürzt die Entfernungspauschale auf
den ersten 20 Kilometern! Du streichst den Arbeitnehmersparerfreibetrag und Du hast ein paar
andere Zumutungen in deinem Köcher, die alles andere als vergnügungssteuerpflichtig sind!
Und dann kommst Du und schiebst den Bossen das Geld rüber!“ So, gesetzt den Fall, ich sage,
okay, wir lassen es sein, wir lassen es, wie es ist. Ist das günstiger oder ungünstiger für den
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Steuerstandort Deutschland, für Investitionen und Arbeitsplätze? Meine Antwort lautet: Es ist
ungünstiger. Wir verlieren Investitionen, auch in Arbeitsplätze. Die gehen wo anders hin. Schlicht
und einfach. Sie gehen weg. Kapitalanlagen übrigens auch. Wenn immer ich einen Schweizer
Banker in meinem Büro habe, dann grinst der mich an und ich habe Pickel im Gesicht. Warum?
Weil der mir den Nettokapitalzufluss von deutschem Kapital in die Schweiz darstellt. Das heißt
also: Nicht der Mittelstand, nicht die Personengesellschaften sind das Hauptproblem, sondern
es sind die Kapitalgesellschaften. Mit einer Definitivbesteuerung in Deutschland – Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Soli - von 38,6 Prozent. Das ist europaweit die ungünstigste Be-
steuerung. Ich komme gleich darauf zurück, welche Verschiebebahnhöfe es da noch gibt, was
die da alles so machen.

Wir müssen uns die Frage stellen, wie wir im Zeitalter global fließender Kapitalströme die Steu-
erbasis in Deutschland erhalten können. Die erste Zielsetzung der Unternehmensteuerreform
lautet also, dass Gewinne, die in Deutschland erzielt werden, auch hier versteuert werden und
nicht etwa abwandern. Und ich möchte, dass Verluste, die in internationalen Konzernstrukturen
gemacht werden, nicht in Deutschland steuermindernd geltend gemacht werden. Das ist ein
ganz wichtiger Grundsatz, den man Betriebsräten und SPD-Mitgliedern durchaus verklickern
kann. Ihr kennt teilweise die Mechanismen, die da sich abspielen, nicht. Da gibt es ein deut-
sches Unternehmen mit Sitz in Entenhausen, das hat eine Tochter in Dublin und sagt zu der
Tochter in Dublin: „Gib mir mal einen 100 Millionen Euro-Kredit.“ Die schieben dann einen 100-
Millionen-Euro-Kredit rüber. Damit kriegen die Zinsen in Dublin, die günstiger besteuert werden
als in Deutschland. Aber die Zinszahlungen, die hier anfallen, werden hier steuermindernd gel-
tend gemacht. Das ist Geld, das wir verlieren. Das ist so einer dieser Mechanismen. Ein zweites
Beispiel: Da gibt es einen amerikanischen Investor. Der nimmt einen Kredit auf, gar nicht einmal
in Deutschland, sondern von mir aus in Luxemburg und der findet ein nettes, flottes Unterneh-
men hier in Deutschland, kauft es und brummt diesem Unternehmen den Kapitaldienst auf. Und
dieser Kapitaldienst wird hier steuermindernd geltend gemacht.

So, das sind die Stichworte, die Ihr gelegentlich in der Zeitung gelesen habt, wenn ich oder an-
dere aus dieser Arbeitsgruppe davon geredet haben, dass wir es im Augenblick in Deutschland
mit einer Fremdkapitalprivilegierung zu tun haben. Das Fremdkapital, die Schuldenaufnahme
zur Finanzierung von Investitionen, auch von Firmenaufkäufen, wird in Deutschland im Augen-
blick steuerlich besser gestellt als das Arbeiten mit Eigenkapital. Auch das wollen wir ändern.

Die dritte Zielsetzung lautet, um Himmelswillen nicht die Investitionskraft der Kommunen anzu-
greifen bei dieser Unternehmensteuerreform. Warum? Weil die Kommunen 60 Prozent der
öffentlichen Investitionen tätigen. Anders gesagt: In ihrem lokalen Radius sind die Kommunen
Hauptauftraggeber und Investoren für das lokale Handwerk und Gewerbe. Das ist der Grund,
warum die SPD gesagt hat, wir bleiben bei der Gewerbesteuer. Es waren ja viele, die uns vor-
geschlagen haben, wir sollten die Gewerbesteuer abschaffen, auch weil kein anderes Land in
Europa die Gewerbesteuer kennt. Das ist richtig. Aber wir haben gesagt, wir wollen bei der Ge-
werbesteuer bleiben, weil jede Kommune eine eigene Wirtschaftskraft bezogene Steuerquelle
mit Hebesatzrecht haben sollte. Und warum? Die Kommunen, die sich um ihr Gewerbe, um ihre
Unternehmen, um ihre Arbeitsplätze kümmern, die sollen eine Rendite haben über ein höheres
Gewerbesteueraufkommen.

Das Fazit lautet also: Wir wollen mit der Unternehmensteuerreform die Steuerbasis in Deutsch-
land erhalten. Nun sagen mir einige, dass ich dafür erst einmal Mindereinnahmen in Kauf neh-
me. Ja, das ist richtig. Das Problem bei einer Nominalsteuerabsenkung von 38,6 Prozent auf
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29,8 Prozent, die man sich über die Refinanzierung auf der Bemessungsgrundlage wiederholt,
ist der Effekt, dass die Absenkung des Steuersatzes sofort wirkt, während die Erweiterung der
Bemessungsgrundlage erst nach einer gewissen Zeit wirkt, mir also erst später das Geld wieder
zurück gibt. Deshalb werde ich in den ersten Jahren nach Lage der Dinge Steuermindereinnah-
men in der Größenordnung von 5 Milliarden haben.

Nun haben viele von Euch ein gutes Gedächtnis und sagen: „Haben wir Anfang dieses Jahr-
zehntes nicht schon einmal so eine Operation gehabt? Verscheißerst Du mich hier? Damals
seid ihr herunter gegangen mit dem Körperschaftssteuersatz und dann haben wir doch zwei,
drei Jahre gehabt, da war das Aufkommen der Körperschaftssteuer niedriger als das Biersteu-
eraufkommen in Deutschland. Willst du das jetzt in Vergessenheit geraten lassen?“ Das ist na-
türlich nicht in Vergessenheit geraten. Der erste Punkt ist: Wir haben heute wieder dasselbe
Körperschaftsteueraufkommen wie vor dieser Reform, allerdings nach einer langen Zeit, zu-
gegeben. Nach 5 Jahren. Das ist zu lange. Aber auch unter Umständen, die anders gewesen
sind als heute, in einer viel schwierigeren, komplizierteren konjunkturellen Phase. Damals sind
die Unternehmen mit Verlustvorträgen umgegangen, wie das keiner für möglich gehalten hat.
Aber: Es gab damals keine Systemumstellung. Aber heute kann ich sagen: 2006 haben wir das-
selbe Aufkommen wie vor der Senkung des Körperschaftssteuersatzes. Mit Blick auf die Tat-
sache, dass wir diese Verlustvortragsproblematik heute nicht haben und dass wir uns in einem
anderen konjunkturellen Umfeld bewegen, behaupte ich, dass man eine solche Refinanzierung
und Aufkommensneutralität nach ungefähr 3 Jahren haben kann und dabei Investitionen in
Deutschland hält. Und dies ist eines der wesentlichen Zielsetzungen.

Letzte Bemerkung. Dass, was wir auf dem Finanzmarkt im Augenblick entwickeln, ist sehr, sehr
spannungsgeladen. Wir haben es mit einer massiven Veränderung des Finanzmarktes zu tun,
weltweit, nicht nur in Deutschland. Wir haben es mit diesen Fonds zu tun, die ihr alle kennt - Pri-
vate Equity Fonds, Hedgefonds und dergleichen, die auch mit Erscheinungsformen verbunden
sind, wo einem die letzten Haare zu Berge stehen. Aber sie spielen eben auch eine Rolle in der
Organisation von Beteiligungskapital für Unternehmer. Das heißt, das Agieren dieser Fonds ist
ambivalent. Zunehmend leben eine ganze Reihe von deutschen Unternehmen und zwar große
Unternehmen ebenso wie mittlere Unternehmen von diesem Beteiligungskapital. Die klassische
Kreditfinanzierung in Deutschland ist eher rückläufig gegenüber diesem Beteiligungskapital.
Und gleichzeitig haben wir Fälle, die ihr alle kennt, vielleicht sogar schon habt miterleben und
durchleiden müssen, Grohe im Sauerland und ähnliche, wo die an so kurzfristigen Rendite-
erzielung interessiert sind und überhaupt keine Standortverantwortung haben, sondern schlicht
und einfach Spekulation betreiben. Beides ist richtig. Aber es ist eben beides richtig. So, und
nun muss man sehen, dass dieser Finanzmarkt in Deutschland inzwischen 1,2 Millionen Be-
schäftigte hat. Mehr als Maschinenbau. Mehr als Chemie. 1,2 Millionen Beschäftigte, nicht nur
in Frankfurt, sondern einschließlich Sparkassenwesen und einschließlich Genossenschafts-
banken. Nun kann ich an der Bedeutung eines solchen Sektors natürlich nicht vorbei gehen. Ich
kann natürlich sagen: „O.K., es sind dann eben die anderen in London, in New York, in Abu
Dhabi, in Hongkong und in Singapur, die dann neue Finanzmarktprodukte anbieten und wir sind
reine Distributionsstandorte, wir verteilen nur.“ Aber das heißt, dass ich Wertschöpfung aufge-
be. Wir müssen uns aber in diesen sehr schwierigen Markt hineinversetzen mit seiner schwar-
zen und weißen Erscheinungsformen. Das ist schwierig und das ist sehr schwer zu erklären. In
meinen Augen aber ist eine Politik richtig, die sich diesen Prozessen und damit der Globa-
lisierung nicht ergibt und die diese Erscheinungsform nicht in Kauf zu nimmt, die aber auf der
anderen Seite die Mechanismen, die es gibt, annimmt. Beides ist notwendig.
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Nationalstaatlich allein erreicht man da kaum etwas, und es ist sehr schwer, für eine traditions-
reiche, für eine, wie ich hoffe, moderne Partei ein Programm zu schneidern, das klar machen
muss, dass die Reichweite nationaler Politik heute begrenzt ist.

50 - 60 Prozent des Wirtschafts- und des Arbeitsrechtes wird inzwischen in Brüssel entschie-
den, nicht mehr in Berlin, nicht mehr in Landeshauptstädten. Wenn ich versuchen will, die Risi-
ken und negativen Erscheinungsformen auch auf dem Kapitalmarkt in den Griff zu kriegen,
dann kriege ich das nur in internationalen oder supranationalen Einrichtungen hin. Wir haben
nächstes Jahr die Doppelpräsidentschaft bei EU und G7, G8, und es ist uns zum ersten Mal
gelungen, dass wir die Risiken und die Frage einer höheren Transparenz von Hedge-Fonds auf
die Tagesordnung setzen. Zum ersten Mal! Und zwar mit den Amerikanern, mit den Briten, weil
die die hauptsächlich da an ihren Standorten haben wollen. Warum? Weil denen, salopp ausge-
drückt, langsam auch der Hintern auf das Glatteis geht. Wir haben nämlich auch eine inzwi-
schen gesteigerte Sensibilität dafür, dass weltweite Finanzmarktkrisen durch Dominosteineffek-
te dieser Fonds ausgelöst werden könnten. Einige von Euch haben vielleicht vor 3, 4 Wochen
gelesen über einen riesigen Hedge-Fonds in den USA namens Amaranth. Der hat mal eben 5
Milliarden Euro über Termingeschäfte mit Gas verbrannt. Das beschäftigt dann schon einige,
auch die Finanzmarktaufsicht in den USA, so wie bei uns auch.

Die zweite Stufe wäre jetzt, eine höhere Transparenz zu erreichen. Wir wollen mehr über die
wissen. Welche Sicherheiten stehen dahinter? Wie viele Kredite sind weiter veräußert worden?
Wie viele Derivate sind gebildet worden?

In der dritten Stufe wollen wir eine größere Koordination der Finanzmarktaufsicht hinbekom-
men. Und eine vierte Stufe wäre dann, Spielregeln zu entwickeln, an die sich diese Fonds zu
halten haben. Das ist ein relativ alternativloses Vorgehen ist, alternativloser jedenfalls, als nur
zu sagen „ich ergebe mich“ oder „ich akzeptiere die.“ Nein, ich muss versuchen, zu gestalten,
und das geht nur über solche Prozesse, insbesondere dann, wenn ich Unterstützung habe im
Rahmen der Eurozone oder im Rahmen der EU oder dann insbesondere auch in solchen Run-
den wie G7 und G8.

Fazit: Wir stehen vor einer Reihe von Herausforderungen. Wie machen wir unser soziales
Sicherungssystem robuster, gegen Demographie auch unanfälliger? Warum sind die
skandinavischen sozialen Sicherungssysteme solider als unsere? Meine Antwort lautet: Weil sie
mehr steuerfinanziert sind als beitragsfinanziert. Wie hebe ich mehr Wachstumspotential? Wie
mache ich eine Industriepolitik, um gerade auch Industriearbeitsplätze in Deutschland wettbe-
werbsfähiger zu halten? Wie mache ich diesen Föderalismus in Deutschland handlungsfähiger?

So, und das fünfte Thema ist durchgängig - noch einmal, weil es in meinen Augen das ent-
scheidende ist - Bildung, Bildung, Bildung.

So, an der Stelle breche ich mal ab, weil das sonst zu lang wird. Einiges habe ich nicht erwähnt.
Viele Punkte werdet Ihr anders sehen als ich. Aber das können wir ja jetzt in der Diskussion
austauschen. Herzlichen Dank!
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Tarifpolitik ist Betriebspolitik,
Betriebspolitik ist Tarifpolitik

Oliver Burkhardt
Abt.-Leiter Tarifpolitik, IG-Metall

Die Rahmenbedingungen und Grundkoordinaten von Tarifpolitik haben sich in den letzten Jah-
ren rapide verändert. Ein wesentliches Element bei allen inhaltlichen wie handlungsorientierten
Konzepten, die in diesem Zusammenhang entwickelt wurden, ist die zunehmende Verknüpfung
von Tarif- und Betriebspolitik. Bevor dafür konkrete Maßnah-
men skizziert werden, gilt es, die entscheidenden Vorausset-
zungen festzuhalten, unter denen die IG Metall und die in ihr
organisierten betrieblichen Interessenvertreter heute Tarifpoli-
tik zu gestalten haben. Anschließend wird der letzte Tarifab-
schluss in der Metall und Elektroindustrie (sogenannter „Pforz-
heimer Tarifvertrag“) als Reaktion auf diese veränderten Para-
meter erläutert und in seiner Wirkung analysiert. Ausgehend
davon werden im Schlussteil notwendige Handlungsschritte
und sieben konkrete Maßnahmen für eine zeitgemäße und or-
ganisationspolitisch erfolgreiche Verknüpfung von Tarif- und
Betriebspolitik vorgestellt.

Aktuelle Rahmenbedingungen für die Tarifpolitik

Die sogenannte „Pforzheimer Vereinbarung“, die für die Metall- und Elektroindustrie sowie in
der Folge für den Textil- und Bekleidungsbereich abgeschlossen wurde, war und ist der Ver-
such, den in Teilen fundamental gewandelten Ausgangsbedingungen für die Gestaltung von
Tarifpolitik Rechnung zu tragen. Sie ist:

1. Eine notwendige tarifpolitische Reaktion auf die erheblichen Veränderungen der ökonomi-
schen Rahmenbedingungen im Verlauf der 90er Jahre, und auf die damit einhergehenden
veränderten Unternehmensstrategien.

In der Welt internationalisierter Standorte gehört es für die Vorstände zum Alltagsgeschäft, ent-
lang der Wertschöpfungskette zu optimieren. Nicht die wirtschaftliche Lage des Unternehmens
oder eines seiner Geschäftsfelder ist bei dieser Betrachtung maßgeblich, entscheidend ist viel-
mehr die Optimierung jedes einzelnen Geschäftsvorgangs. Dabei konfrontieren die Konzerne
Belegschaften und ihre Interessenvertretung trotz geltender Tarifverträge und Betriebsverein-
barungen, wie z. B. aktuell in der Automobilindustrie, mit ihren Forderungen nach genereller
Kostensenkung. Outsourcing, Off-shoring und damit zusammen hängende Investitionsentschei-
dungen werden an Verzichte der Belegschaften gekoppelt: De facto gilt die Friedenspflicht da-
mit nur einseitig, nämlich für Gewerkschaften und Betriebsräte, nicht aber für die Arbeitgeber.
Der Wettbewerb ist schärfer geworden, da sich sein Rahmen verändert hat: Der Prozess der
Deregulierung, der Liberalisierung der Märkte und der Öffnung bisher weniger zugänglicher
Weltmarktregionen (China, Indien, Osteuropa) erweitert den Spielraum für grenzüberschrei-
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tende Produktionsnetzwerke deutlich. Der Subventionswettlauf nationaler Staaten und ein teil-
weise erhebliches Gefälle bei steuerlichen und sozialen Rahmenbedingungen erhöhen den Ver-
lagerungsdruck. Sehr unterschiedliche ökonomische Entwicklungen in den einzelnen Branchen
der Metall- und Elektroindustrie (vgl. aktuell z. B. Weiße Ware und Automobil) erschweren den
Abschluss bisheriger Flächentarifverträge.

Die internationalen Verteilungskonflikte werden durch das aggressive Auftreten der Finanz-
märkte zusätzlich verschärft. Sie setzen ihre Ansprüche über die Vorgabe eines Rendite-Bench-
marking durch. Auf diese Weise geraten mittlerweile selbst Unternehmen mit deutlich positiven
Erträgen unter Druck, immer höhere Renditen zu erzielen. Dieser Druck wird an die Beschäf-
tigten weiter gegeben, indem Produktivitätsanforderungen erhöht, Produktionskostensenkungen
abgefordert und Arbeitsbedingungen verschlechtert werden.

Das führt zu enormen Belastungen für Betriebsräte und gewerkschaftliche Vertrauensleute.
Immer häufiger verlangt das Management Beschäftigungs- und Wettbewerbsbündnisse. Damit
stehen die betrieblichen Interessenvertreter schlagartig im Fokus tarifpolitischer Auseinander-
setzungen auf Ebene des Betriebs, Unternehmens und Konzerns. Zentrale Aufgabenfelder ver-
ändern sich kurzfristig. Denn die Betriebspolitik der IG Metall war jahrzehntelang vor allem für
die im Betriebsverfassungsgesetz definierten Felder, wie z. B. die Lage der Arbeitszeit und ihre
vorübergehende Verlängerung und Kürzung (Überstunden, Kurzarbeit), die Gestaltung von
Technologien, den Abschluss von Interessenausgleich und Sozialplan, aber auch für die Einhal-
tung der Tarifverträge, im Einzelfall zuständig und durchaus erfolgreich. Auch in Bereichen wie
Outsourcing, Unternehmensteilungen oder der Gestaltung der Arbeitsorganisation (z. B. Grup-
penarbeit) konnten häufig bessere betriebliche Regelungen durchgesetzt werden, als dies ge-
setzlich erzwingbar war.

Auf diese Veränderungen müssen wir reagieren: Ohne ausreichende Unterstützung der IG
Metall und ohne ein Instrumentarium, das dieser neuartigen Situation gerecht wird, halten viele
Betriebsräte und Vertrauensleute dem Druck nicht stand. Firmenbezogene Vereinbarungen oh-
ne Beteiligung der IG Metall haben darum zu- und die Flächenbindung durch den Anstieg tarif-
loser Bereiche (Vereinbarungen ohne Beteiligung der IG Metall oder Komplett-Ausstieg des Un-
ternehmens aus dem Verband) abgenommen. Die dezentrale Regelungsebene Unterneh-
men/Betrieb hat so in den letzten Jahren kontinuierlich an Bedeutung gewonnen. Die „Pforzhei-
mer Vereinbarung“ ist damit

2. auch ein Instrument der Re-Regulierung! Da die Zahl der Abweichungen vom Tarifvertrag
ohne Beteiligung der IG Metall vor 2004 ständig stieg, musste stattdessen ein neues und in-
tegriertes Konzept der „kontrollierten Dezentralisierung“ zum Einsatz kommen.

Dieses Instrument hatte und hat einerseits mit den Regelungen aus dem Flächentarifvertrag
weiterhin eine verlässliche Größe zu liefern, an der sich alle Unternehmen einer Branche orien-
tieren. Das grundsätzliche tarifpolitische Ordnungsprinzip, nach dem einheitlich geregelte Be-
dingungen auch gleiche Wettbewerbschancen darstellen, gilt unverändert. Wer es auflöst, ris-
kiert eine Abwärtsspirale nach unten.

Gleichzeitig sind flexible Möglichkeiten notwendig, um auf besondere Situationen reagieren zu
können, Beschäftigung zu sichern, oder noch besser: aufzubauen. Das gilt für die wirtschaftli-
che Situation eines Unternehmens, einer Sparte oder auch eines Unternehmensteils. Es gilt
auch für spezifische Beschäftigtengruppen, wie z. B. im Entwicklungsbereich, aber auch für Kol-
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leginnen und Kollegen, die ohne besondere tarifvertragliche Regelungen (Stichwort: Dienstleis-
tungsergänzungstarifverträge zum Flächentarifvertrag) z. B. durch Ausgliederung von Kantinen,
Werkschutz, Logistik, etc. jeden wirksamen tariflichen Schutz verlieren.

Hinzu kamen und kommen politische Rahmenbedingungen, wie z. B. Versuche, die Tarifauto-
nomie auszuhöhlen, die neben der wirtschaftlichen Situation erhebliche Auswirkungen auf Tarif-
politik haben. Darum ist die „Pforzheimer Vereinbarung“ auch

3. ein tarifpolitisches Instrument der letzten Tarifrunde der Metall- und Elektroindustrie, mit dem
die Kernforderung der Arbeitgeberseite abgewehrt werden konnte. Sie wollten die 40 Stun-
den ohne Lohnausgleich auf betrieblicher Ebene ermöglichen. Dies ohne jede Möglichkeit
für die IG Metall, regulierend einzugreifen. Mit der „Pforzheimer Vereinbarung“ ist dieses An-
sinnen der Arbeitgeber verhindert worden.

Neue Aufgaben im Verhältnis Tarifpolitik - Betriebs politik

Die „Pforzheimer Vereinbarung“ hat erhebliche Auswirkungen auf das bisherige Verhältnis von
Tarif- und Betriebspolitik. Tarifpolitik ist und bleibt gemeinsam mit der Betriebspolitik die Haupt-
aufgabe gewerkschaftlicher Arbeit. Die Verbesserung und Sicherung von Standards für die
Arbeitsleistung abhängig Beschäftigter ist Veranlassung für die Mitgliedschaft in der IG Metall.
Die Einbindung von Mitgliedern in die Arbeit an Tarifverträgen und bei deren Durchsetzung ist
das Markenzeichen der IG Metall. Gleichzeitig sind das die Voraussetzungen, auch unter geän-
derten Rahmenbedingungen mitgliederstark und durchsetzungsfähig zu bleiben.

Tarifpolitik wird auch künftig die Kernnormen (vor allem in den Bereichen Leistung, Entgelt und
Arbeitszeit) im Flächentarifvertrag festlegen; daneben werden über Tarifverträge - gerade bei
qualitativen Themen - zunehmend kollektive (des Betriebsrats) wie individuelle Ansprüche und
Beteiligungsrechte geregelt werden, etwa in Fragen der Qualifizierung, der Lage und Verteilung
der Arbeitszeit (Lebens-, Arbeitszeitkonten) oder der Vereinbarung von Familie und Beruf für
Männer und Frauen.

Diese tariflichen Normen erreichen allerdings immer weniger „automatisch“ die betriebliche und
individuelle Ebene: bereits bei den Kernnormen wollen viele Arbeitgeber nach unten abweichen,
und Ansprüche wie Beteiligungsrechte auf individueller und kollektiver Ebene müssen jeweils im
Betrieb konkret aufgegriffen und durchgesetzt werden.

Es kommt also darauf an, in dreierlei Hinsicht tarifliche Regelungen mit einer spezifischen be-
trieblichen Strategie und Umsetzungskonzeption zu verbinden:

1. bei der tarifvertraglichen Festschreibung der Kernnormen mit weitestgehender Begrenzung
von Modifikationen und Abweichungen;

2. durch die Gestaltung von tariflichen Basisregelungen, z. B. zu den Themenkomplexen Inno-
vation und Qualifizierung, als Grundlage für den Abschluss betrieblicher Vereinbarungen;

3. bei der Beteiligung, Unterstützung und Mobilisierung von Mitgliedern und Beschäftigten zur
Durchsetzung ihrer Rechte und Ansprüche aus Tarifverträgen.
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Für jede dieser drei Ebenen gilt, dass jeweils ein entsprechendes Politik- und Organisationskon-
zept realisiert werden muss. Diese Anforderung bricht sich vielfach mit dem Politikkonzept der
Vergangenheit, das sich - vereinfacht gesagt - auf die Durchsetzung kollektiver Regelungen
(durch Tarifverträge oder Betriebsvereinbarungen) konzentrieren konnte, während die Umset-
zung weitgehend an den Arbeitgeber übertragen war. Es reichte in vielen Fällen, eine Art „Über-
wachungsaufgabe“ wahrzunehmen, die ja auch durch das BetrVG gedeckt ist.

Im Gegensatz dazu erfordert die aktuelle Situation  neben dem Regulierungsrahmen der Tarif-
verträge und einer hohen Qualität betrieblicher Umsetzung auch neue Formen und Strukturen
überbetrieblicher Koordination. Diese neue Ausrichtung muss von den Bereichen Tarifpolitik
und Betriebspolitik gestaltet werden. Betriebspolitik kann dabei also nicht auf eine Hilfsfunktion
bei der Umsetzung tariflicher Normen oder für die „Mobilisierung auf Knopfdruck“ reduziert wer-
den.

Tarif- und Betriebspolitik müssen vielmehr von der IG Metall in einer neuen Wechselbeziehung
ganzheitlich angelegt werden, damit sie auch zukünftig in der Lage ist, die Arbeits- und Lebens-
bedingungen für die abhängig Beschäftigten wirksam zu gestalten.

Zwischenbewertung des „Pforzheimer Abschlusses“

Bei einer derartigen Konzeption sind die bislang mit der „Pforzheimer Vereinbarung“ gemachten
Erfahrungen zu berücksichtigen. Die angestrebte „kontrollierte Dezentralisierung“, immer unter
Einbezug der Tarifparteien, konnte bislang nicht befriedigend eingelöst werden. Teile der IG
Metall erlebten auf allen Ebenen die Pforzheimer Vereinbarung als organisationspolitische Über-
forderung. Die Frage nach der betrieblichen Stärke der IG Metall - vom Organisationsgrad, über
die Akzeptanz des Betriebsrates und Vertrauenskörpers, bis hin zur Widerstandsfähigkeit der

Belegschaft - sind für den Ausgang der jeweiligen Verhandlung so
entscheidend wie seit Jahrzehnten nicht mehr.

Positiv ist aber auch festzuhalten: Mit den vom Vorstand der IG
Metall im Juli 2005 verabschiedeten inhaltlichen und Verfahrens-
grundsätzen für Abweichungen vom Flächentarifvertrag, konnte
eine Professionalisierung der Abläufe erzielt werden. Ebenso ist
die Transparenz über abweichende Vereinbarungen deutlich
verbessert worden. Die offensiven Elemente, die die Pforzheimer
Vereinbarung bietet (Innovation, Investitionen, Beschäftigungs-
und Zukunftssicherung etc.) werden bislang noch nicht ausrei-

chend genutzt. Trotzdem konnten alleine in Baden-Württemberg insgesamt über 10 Milliarden
Euro an Investitionen in Betriebe bzw. Unternehmen im Rahmen abweichender Vereinbarungen
tarifvertraglich festgeschrieben werden.

Messbar sind auch erste organisationspolitische Erf olge

Es gelingt, in Konflikten für die Beschäftigten oft erstmals die Sinnhaftigkeit einer Gewerkschaft
erfahrbar zu machen. Positive Mitgliederentwicklungen, gerade in Betrieben, in denen vom Ta-
rifvertrag abgewichen wird, zeigen, dass die Beschäftigten auch eine solche Rolle der IG Metall
der „Verhinderung von Schlimmeren“ durchaus akzeptieren und honorieren. Erste Auswertun-
gen zeigen, dass in einzelnen Betrieben mit Abweichungen, die Zahl der Neuaufnahmen um 50
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Prozent gegenüber dem Vorjahr gesteigert werden konnte. In Nordrhein-Westfalen, wo mit den
Kampagnen „Besser statt billiger“ und „Tarif aktiv“ die Diskussion um abweichende Verein-
barungen mit offensiven betrieblichen Konzepten verknüpft wird, verzeichnen derzeit 17 von
insgesamt 42 Verwaltungsstellen ein positives Mitgliedersaldo. Vor Start dieser Aktivitäten wa-
ren es ganze drei.

Auch wenn der Flächentarifvertrag derzeit im Kern noch stabil ist und die Regelungen direkt
oder indirekt auf die überwiegende Zahl der Arbeitsverhältnisse in der Metall- und Elektroin-
dustrie wirken: viele Gewissheiten, die für die Tarifpolitik der letzten 50 Jahren prägend waren,
greifen nicht mehr automatisch. Dazu zählt die Aufweichung des „Geleitzugprinzips“, d. h., ge-
werkschaftlich schwächere Betriebe und Branchen können im Schutz der stärkeren gute Tarif-
ergebnisse erzielen, ebenso ist die Bereitschaft von Unternehmen gesunken, abgeschlossene
Verträge einzuhalten.

Nicht nur in den Handwerksbereichen, der Holz- und Kunststoffindustrie, dem Textil- und Be-
kleidungsbereich, auch in der Metall- und Elektroindustrie sind die Tarifverträge kein Gut mehr,
dass den Beschäftigten quasi automatisch zufällt. In immer mehr Tarifgebieten und Branchen
sind die Verträge gekündigt und wirken nur noch nach (z. B. Elektrohandwerk, Holzbearbeitung
etc.). Hinzu kommt die kritische Selbsteinschätzung, dass die IG Metall nicht in allen Bereichen
ausreichend durchsetzungsfähig ist (niedrige Organisationsgrade, Zahl der Abweichungen, große
Zahl von Krisenbetrieben etc.).

Ebenfalls relevant ist die partielle Verabschiedung der Verbände aus ihrer ordnungspolitischen
Funktion. Beispiele dafür sind die Blockaden von Gesamtmetall bei neuen Themen wie
Qualifizierung oder Arbeitszeitkonten oder die Verweigerung von Lösungen beim Tarifvertrag zu
vermögenswirksamen Leistungen (VWL) oder dem Bundesmontagetarifvertrag (BMTV).

Und schließlich: Arbeitgeberverbände haben zunehmend nur noch ein taktisches Verhältnis
zum Flächentarifvertrag, OT-Verbände (Mitgliedschaft ohne Tarifbindung) werden geschaffen
und propagiert, die IG Metall soll durch Billigabkommen mit sogenannten christlichen Gewerk-
schaften unter Druck gesetzt werden.

Anzahl der tariflichen Abweichungen

Um eine Bewertung der „Pforzheimer Vereinbarung“ vornehmen zu können, bedarf es auch ei-
ner qualitativen und quantitativen Bilanzierung. Von Anfang 2004 bis Ende September 2005
wurden im Bereich Metall- und Elektroindustrie 508 Abweichungen vom Flächentarif erfasst -
bei bundesweit insgesamt ca. 5.500 verbandsgebundenen Betriebe. Die nun unter dem Ober-
begriff „Pforzheimer Vereinbarung“ getroffenen Regelungen beinhalten dabei auch diejenigen
Fälle, die vor 2004 als Härtefall Ost, Sanierungstarifverträge oder als Beschäftigungssiche-
rungsverträge abgeschlossen wurden. Nicht erfasst wurden die Unternehmen, in denen es zur
Verringerung übertariflicher Leistungen kam.

Die mit Abstand meisten Vereinbarungen, 336 von 508, wurden wegen einer akuten wirtschaft-
lichen Notlage der Unternehmen abgeschlossen. In 64 Fällen haben wir durch Anerkennungs-
oder Haustarifvertrag den Eintritt / Wiedereintritt in den Arbeitgeberverband erreichen können.
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Mithin ist es in etwa 9 Prozent der verbandsgebundenen Unternehmen seit Anfang 2004 zu Ab-
weichungen vom Flächentarifvertrag gekommen, für über 90 Prozent gilt also der Flächentarif-
vertrag unverändert.

Notwendige Handlungsfelder

Vor dem genannten Hintergrund stellt sich für die IG Metall die Frage, wie wir die  vorhandenen
Kräfte und Durchsetzungsinstrumente bündeln, kombinieren und auch neue Stärken entwickeln
können. Wenn z. B. die Friedenspflicht oft nur noch einseitig die Gewerkschaften trifft, wie und
wo können wir dann den Angriffspotentialen der Arbeitgeber vergleichbare Möglichkeiten für
uns schaffen? Welche Initiativen, Standards, neue Organisations- aber auch neue Arbeitsfor-
men brauchen wir

in Bezug auf unsere

·  gesellschafts- und wirtschaftspolitischen

und vor allem

·  tarifpolitischen Forderungen.

Grundlage ist eine Politik, die die Mitgliedergewinnung, -bindung und -beteiligung in den Vorder-
grund stellt.

Ein Ansatzpunkt dafür sind die bezirklichen Kampagnen, die sich konstruktiv gegen die herr-
schende Meinung der bloßen Kostenreduzierung wenden, wie die in NRW gestartete und nun-
mehr auch in Niedersachsen und Sachsen-Anhalt aufgenommene „Besser statt billiger“-Aktion.

Direkt bei den Arbeitsbedingungen setzen Aktionen wie „Tarif - aktiv“ an. Sie brechen die Er-
kenntnis der nicht mehr funktionierenden „Geleitzugpolitik“ in konkretes Handeln um, sind Ins-
trumente, die Mitglieder zu aktivieren und die IG Metall im Betrieb als handelnde Organisation
erfahrbar zu machen.

Solche Initiativen sind einzubetten in eine mitgliederorientierte, nachvollziehbare gewerkschafts-
und gesellschaftspolitische Aufstellung.

Zentral sind dabei die Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, in denen wir wie im „Arbeit-
nehmerbegehren“ für Konzepte werben, welche einerseits die veränderten weltweiten Wirt-
schaftsbedingungen nicht ignorieren, ohne andererseits unsere Grundwerte in Frage zu stellen.

Zudem müssen wir stärker als bisher die internationale Politik, vor allem die europäische, in den
Blick nehmen und beeinflussen. Hier fallen inzwischen viele wichtige Entscheidungen, die
national nur noch nachvollzogen werden können (vgl. z. B. aktuell die Debatte um die Dienst-
leistungsrichtlinie). Zudem ist zu befürchten, dass eine Annäherung der Arbeitsbedingungen
innerhalb der EU weniger durch die tarifpolitische Stärke der Gewerkschaften als vielmehr
durch Verordnungen und Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft zustande kommt. Eine
solche Annäherung ist aber unverzichtbar, um dem Erpressungsdruck der Unternehmen besser
entgegenwirken zu können.
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Gleichzeitig werden die industriepolitischen Initiativen der EU (vgl. z. B. Cars 21 für die Automo-
bilindustrie oder die entsprechenden Initiativen im Schiffbau und in der Luft- und Raumfahrt-
technik) erheblich an Bedeutung gewinnen und die Rahmenbedingungen der einzelnen Bran-
chen (z. B. Umweltstandards, Innovationsförderung oder Steuerfragen) wesentlich beeinflus-
sen. Hier haben wir als Gewerkschaften begonnen, auch durch entsprechende Lobbyarbeit
stärker Einfluss zu nehmen.

Ohne eine deutliche Verstärkung unserer internationalen Arbeit, insbesondere auf europäischer
Ebene, wird es also kaum gelingen, ein akzeptables Modell „Europäischer Sozialstaat“ zu
schaffen und den deutschen Sozialstaat zu erhalten.

Damit ist in groben Zügen das Feld beschrieben, auf dem Tarifpolitik und Betriebspolitik zukünf-
tig besser miteinander kooperieren müssen.

Verknüpfung von Tarif- und Betriebspolitik

Die Verknüpfung von Tarif- und Betriebspolitik muss durch konkrete Arbeit gestärkt werden.
Sieben Schwerpunkte sind dabei zu nennen:

1. Die Mitgliederentwicklung: Sie ist bei allen Auseinandersetzungen auf Betriebs- und Un-
ternehmensebene ins Zentrum zu stellen;

2. die Stärkung der Vertrauensleutearbeit in der Betriebs- und Tarifpolitik. Diese Zielsetzung
umfasst selbstverständlich die in der IG Metall organisierten Betriebsräte als wesentliches
Element;

3. eine gezielte Verbesserung der betrieblichen Umsetzungsmöglichkeiten und -instrumente
für Tarifverträge;

4. ein Maßnahmenkonzept für GBR-/KBR-Beauftragte und Branchenkoordinatoren der IG Me-
tall bei betrieblichen Abweichungen vom Flächentarifvertrag;

5. ein europäisches Konzept bei Auseinandersetzungen, die den nationalen Rahmen über-
schreiten;

6. eine Weiterentwicklung und Verbesserung der Handlungshilfen und Standards für betrieb-
liche Tarifauseinandersetzungen;

7. ein übergreifendes tarif- und betriebspolitisches Zukunftskonzept.

Bei diesen Aufträgen fangen wir keineswegs bei „Null“ an. Wir haben in vielen Fragen bereits
gute Ansätze und Strukturen und auch gute praktische Beispiele, die wir konsequent weiter ent-
wickeln und zu einer Strategie verallgemeinern können und müssen.
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Mitgliederentwicklung

Unerlässlich ist bei allen Verhandlungen über abweichende Tarifvereinbarungen auf be-
trieblicher Ebene eine aktive Einbeziehung der Mitglieder. Dabei ist das Thema der Mitglieder-
werbung offensiv anzugehen. Betriebliche Konflikte um Tarifverträge sind Tarifrunden und sie
müssen daher wie Tarifrunden angelegt werden, unabhängig davon, ob es sich um die Über-
nahme von Tarifabschlüssen, die Drohung eines Verbandsaustritts oder betriebliche Abwei-
chungen handelt. Hierzu gehören die Entwicklung eigener Forderungen, eigenständige Begleit-
strukturen (z. B. mit Stärkung der Vertrauensleutearbeit), ein hohes Maß an Öffentlichkeit und
Transparenz sowie eine glaubwürdige Bilanzierung von Ergebnissen.

Tarifpolitik wird so für alle Beschäftigten hautnah erlebbar. Diese Chance muss in zweierlei Hin-
sicht genutzt werden: Einerseits um Mitgliedern Beteiligungsrechte einzuräumen und die eige-
nen Mitwirkungsmöglichkeiten direkt erfahrbar zu machen, andererseits um Nichtmitgliedern die
Bedeutung einer Mitgliedschaft in der IG Metall zu veranschaulichen.

Auf den Erfolg aktivierender Konzepte wie „Besser statt billiger“, die Auseinandersetzungen
über Tarifpolitik einerseits mitgliederorientiert führen und sie andererseits in einen struktur- oder
innovationspolitischen Zusammenhang stellen, ist hingewiesen worden. Die Forderung nach
Sonderregelungen für IG Metall-Mitglieder kann diesen Ansatz verstärken, weil es den funda-
mentalen Zusammenhang zwischen IG Metall und dem Zustandekommen von Tarifverträgen
thematisiert.

Auch die Umsetzung des Entgeltrahmen-Tarifvertrages (ERA), eines der größten tarifpolitischen
Reformprojekte der Nachkriegsgeschichte, muss für die Mitgliederwerbung genutzt werden. Bei
ERA wird Tarifpolitik für jeden Einzelnen im Betrieb wieder unmittelbar erlebbar. Nicht nur in der
Abwehrreaktion wie bei abweichenden Tarifvereinbarungen, sondern nach vorne gewendet,
weil mit ERA gerade bei schwierig zu erreichenden Gruppen, wie kaufmännischen Angestellten,
tarifvertragliche Lösungen (z. B. bei neueren Formen des Leistungsentgelts wie Zielvereinba-
rungen) herbeigeführt werden können.

Zukunftsfähige Tarifpolitik

Die genannten Maßnahmen müssen durch ein übergreifendes tarif- und betriebspolitisches Zu-
kunftskonzept ergänzt werden. Tarifpolitik darf ihren Gestaltungsanspruch nicht auf Entgelt und
Arbeitszeit begrenzen. Sie muss zusammen mit der Betriebspolitik wieder verstärkt Zukunfts-
felder angehen,

·  Innovation und Qualifizierungsmaßnahmen,

·  Investitions-, Standort- und Beschäftigungssicherung,

·  Humanisierung der Arbeit,

·  insgesamt Antworten auf den demographischen Wandel, insbesondere die Gestaltung von
Leistungsbedingungen,

·  aber auch individuelle Beteilungs- und Gestaltungsrechte

sind hier zu nennen.
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Diese sind neben den Beteiligungsformen bei tariflichen Auseinandersetzungen auf Betriebs-
ebene ein Mittel, um Tarifpolitik und die IG Metall für Mitglieder und ebenso für Beschäftigte
wieder direkt erfahrbar zu machen. Die IG Metall-Mitglieder in den betrieblichen Interessenver-
tretungen und/oder Vertrauenskörpern erhalten durch die Besetzung wichtiger Innovationsfelder
einen zusätzlichen Motivationsschub, da sie auf drängende Themen nicht nur „individuell“ be-
triebspolitisch, sondern auch mit tarifpolitischen Instrumenten antworten können.

Gelingt das, ist die Wiederbelebung des alten gewerkschaftlichen Grundgedankens greifbar
nahe. Gewerkschaften sind so stark wie die Organisationskraft ihrer Funktionäre und Mitglieder.
Was in den späten 80er Jahren und 90er Jahren häufig wie eine Durchhalteparole klang, erlebt
nun eine echte Renaissance, zugegeben nicht ganz freiwillig, sondern verursacht durch den
Druck der Verhältnisse. Das soll uns aber nicht davon abhalten, diese geradezu historische
Chance zu nutzen. Gelingt uns eine Umsetzung der genannten Maßnahmen, wird sie verknüpft
mit einer erfolgreichen Gesellschafts- sowie Organisationspolitik, kann kurzfristig eine Konsoli-
dierung und mittelfristig wieder ein Aufbau gewerkschaftlicher Kraft der IG Metall gelingen.
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Schlusswort

Klaus Brandner, MdB

Ich weiß, dass die Sorgen in den Betrieben groß sind und Ihr habt sie anschaulich wieder-
gegeben. Viele versuchen sich vorzustellen, wie das wäre, wenn sie morgen bis 67 arbeiten
müssten. Viele können sich das kaum vorstellen. Für mich und für die SPD will ich hier klar sa-

gen: wir nehmen die Sorgen und Ängste der Menschen sehr
ernst.

Wir werden jedoch um die Verlängerung des Renteneintrittsal-
ters nicht umhinkommen. Davon bin ich überzeugt und das
möchte ich hier so deutlich sagen. Wir werden älter. Wir leben
länger. Gleichzeitig werden wir weniger.

Vor 40 Jahren kamen auf einen Rentner 8 Erwerbstätige, heute
finanzieren 3,2 Erwerbstätige einen Rentner. 2003 werden we-
niger als zwei Erwerbstätige einen Rentner finanzieren. Ähnlich
verhält es sich mit der Rentenbezugsdauer. 1970 haben wir im
Schnitt 10 Jahre lang Rente bezogen. Heute bekommen wir 17

Jahre lang Rente und in 20 Jahren wird sich die Rentenbezugsdauer gegenüber 1970 verdop-
pelt haben. Diese Fakten können wir nicht ignorieren.

Politik hat die Aufgabe, und dass ist hier in dieser Konferenz, finde ich, sehr deutlich geworden,
auch nachhaltige Überlegungen anzustellen. Wir dürfen keine kurzatmige Politik machen. Unse-
re Verantwortung ist es, Herausforderungen nicht nur zu benennen, sondern auch Antworten zu
geben, wie man diesen Herausforderungen begegnen kann.

Wir wollen die gesetzliche Rente als wichtigste Säule der Alterssicherung zukunftsfest machen.
Dafür müssen wir die Finanzierungsgrundlagen nachhaltig sichern. Wir wollen ein solidarisches
System mit einer gerechten Verteilung der Lasten zwischen Jung und Alt.

Für uns stand immer fest: Rente mit 67 kommt nur, wenn ältere Arbeitnehmer auf dem Arbeits-
markt bessere Chancen haben. Das ist die Voraussetzung für die Anhebung des Rentenein-
trittsalters. Deshalb haben wir im Gesetz auch eine Überprüfungsklausel vorgesehen.

Der Schlüssel zu längerer Erwerbstätigkeit liegt in der fortlaufenden Qualifizierung und Weiter-
bildung der Beschäftigten. Lebenslanges Lernen ist die Voraussetzung dafür, die Beschäfti-
gungsfähigkeit älterer Arbeitnehmer zu verbessern. Außerdem brauchen wir altersgerechte Ar-
beitsbedingungen und eine gesundheitsschonende Gestaltung der Arbeitsplätze. Darüber hi-
naus brauchen wir auch in Zukunft die Möglichkeit gleitender Übergänge in den Ruhestand, die
so flexibel wie möglich gestaltet werden können.

Ich finde, dass wir bezüglich der Verbesserung der Arbeitsbedingungen heute Gutes gemacht
haben mit INQA, die draußen einen interessanten Stand hat. Dieses Projekt muss auf breitere
Beine gestellt werden. Wir müssen die Bedingungen, unter denen wir arbeiten und leben ver-
bessern. Das muss ein Schwerpunkt unserer Arbeit sein. Dabei müssen wir die Weiterbildung
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miteinbeziehen. Das ist eine spannende Herausforderung, wo wir als Sozialdemokraten Grund-
lagen geschaffen haben und ich denke, dass wir an diesen Themen weiterarbeiten müssen.

Lasst mich kurz etwas sagen zu der Forderung nach einer längeren Bezugsdauer des Arbeits-
losengeldes. Die Forderung „Wer lange einzahlt, soll auch lange kriegen“ wirkt auf den ersten
Blick schlüssig und spricht das Gerechtigkeitsempfinden in der Bevölkerung, in SPD und Ge-
werkschaften an.

Die Arbeitslosenversicherung ist keine Kapitalansparversicherung, sondern eine solidarische
Risikoversicherung. Maßstab für die Leistung einer Risikoversicherung ist nicht die Dauer der
Zugehörigkeit zur Versicherung. Wer die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes abhängig ma-
chen möchte von der Dauer der Beitragszahlung, stellt das System der solidarischen Sozialver-
sicherung grundlegend in Frage. Das Motto „Wer viel einzahlt, muss viel rauskriegen“ sprengt
jedes solidarische Versicherungssystem, jedes.

Außerdem ist das Risiko Alter bei der Bezugsdauer bereits berücksichtigt. Nach Vollendung des
55. Lebensjahrs beträgt die maximale Bezugsdauer 18 Monate.

Die Verlängerung der Arbeitslosengeldbezugsdauer, die in den 80er Jahren vorgenommen wur-
de, hatte zum Ziel, die öffentlichen Haushalte zu entlasten. So wurden die Kosten von Arbeitslo-
sigkeit einseitig der Versichertengemeinschaft aufgebürdet und die Unternehmen konnten auf
ihrem Rücken ältere Arbeitnehmer zuhauf in die Frühverrentungen schicken und Arbeitsplätze
abbauen. Die Hoffnung, ein ausscheidender älterer Arbeitnehmer würde durch einen jüngeren
ersetzt, hat sich nicht erfüllt. Wir wollen kein Rückfall in die Zeit, in der mit Hilfe der Arbeitslo-
senversicherung und der Möglichkeiten zur Frühverrentung ältere Arbeitnehmer zu Lasten der
Sozialversicherung und der Solidargemeinschaft aus dem Arbeitsmarkt hinausgedrängt wurden.

Darüber hinaus würde Rüttgers’ Vorschlag zu Lasten derer gehen, die gerade aus sozialdemo-
kratischer Sicht besonders schutzbedürftig sind. All diejenigen, die auf den Schutz der Arbeits-
losenversicherung besonders angewiesen sind, beispielsweise weil sie aufgrund von Erzie-
hungszeiten zeitweise aus dem Beruf ausgestiegen sind bzw. aufgrund mangelnder oder fal-
scher Qualifizierung besonders schlechte Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben, wären durch
den Vorschlag der Union kaum mehr geschützt. Gerade Frauen mit Kindern und jüngere Men-
schen, die eine zunehmend unstete Erwerbsbiographie haben und denen ein hohes Maß an
Flexibilität abverlangt wird, würden durch solch eine Regelung erheblich schlechter gestellt.

Aus diesen Gründen habe ich den Vorschlag den nordrhein-westfälischen Ministerpräsidenten
als unsolidarisch, populistisch und alles andere als sozial gerecht zurückgewiesen. Eine derar-
tige Aushöhlung der solidarischen Sozialversicherung wird es mit der SPD nicht geben.

Wir bevorzugen eine nachhaltige und verlässliche Po litik anstelle eines einfachen Sozial-
populismus.

Und diejenigen, die fordern, das, was die Union in Dresden beschlossen hat, nun endlich umzu-
setzen, sollten sich genau angucken, was da in einem Paket beschlossen wurde! Und dann fra-
ge ich mich, wollen wir das wirklich? Da geht es nämlich nicht nur um die verlängerte Arbeitslo-
sengeldbezugsdauer, sondern das ist Schleifen des Kündigungsschutzes, das ist das Sprengen
der Tarifautonomie in einem Packet!
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Wollen wir denn das, was da in Dresden von der CDU beschlossen worden ist? Wollen
wir das, dass das umgesetzt wird?

Wir, die SPD, haben in der Koalitionsvereinbarung dafür gesorgt, dass Tarifautonomie, die Be-
triebsverfassung und Mitbestimmungsrechte unangetastet bleiben, dass sie nicht angegriffen
werden. Aber die Versuche des schwarzen Koalitionspartners da ranzugehen, werden härter.
Ihr erlebt das gerade beim Thema Kündigungsschutz. Deswegen ist es wichtig, dass wir zu-
sammenstehen, dass wir zusammenhalten.

Ihr habt die Debatte, über die Unfallversicherung noch einmal angestoßen. Das ist ein Thema,
bei dem Veränderungen anstehen und das im nächsten Jahr mit Sicherheit gesetzlich angegan-
gen wird. Dazu sei zu allererst noch einmal für Euch als Information gesagt. Die Bundesländer
haben dieses Thema auf die Tagesordnung gesetzt. Und das ist im parlamentarischen Bereich
so, da kann man nicht weglaufen davor. Die Bundesländer haben eines ganz klar im Arbeitge-
bersinne im Kopf gehabt. Erstens die Wegeunfälle aus dem Leistungskatalog zu streichen. Und
zum zweiten haben wollten sie Schwarzarbeit aus dem Leistungskatalog rausnehmen. Das be-
deutet, wenn ein Arbeitnehmer vom Arbeitgeber  nicht angemeldet war und er verunfallt, soll es
für den Arbeitnehmer keine Leistungen geben.

Das machen wir nicht mit.

Die andere Frage betrifft die Organisation. Wir haben hier ein Versicherungssystem, das aus-
schließlich durch die Arbeitgeber finanziert wird. Im Baubereich zum Beispiel betragen die Bei-
tragsaufwendungen 8 bis 9 Prozent der Lohnsumme. Das sind also keine, wenn Ihr so wollt,
Kleckerbeträge, um die es hier geht.

Wir Sozialdemokraten sagen ganz klar: Es kann keine Kürzung der Leistung geben. Bezüglich
der verbesserten Organisationsfonds kann man mit uns reden. Unter diesem Gesichtspunkt ha-
ben wir ein Packet geschnürt. Die Wegeunfälle bleiben weiter leistungsfähige Unfälle. Die
Schwarzarbeit, wenn jemand irgendwo schwarz beschäftigt wird, das ist das Risiko des Arbeit-
gebers und nicht des Arbeitnehmers. Hier müssen die Leistungen weiter erbracht werden.

Ich will damit klar sagen, die Reform ist keine Reform von Kürzungen. Sondern die Reform ist
ein Schritt, wo wir uns den aktuellen Herausforderungen stellen und wo wir darauf achten, dass
sie im Interesse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durchgeführt wird.

Wir haben im Juni 2007 die nächste Betriebsrätekonferenz geplant. Sie ist schon fest terminiert.
Kurt Beck hat zugesagt, zu kommen. Ich glaube auch, dass ist wichtig, dass Betriebsräte, Per-
sonalräte mit dem Vorsitzenden der SPD ins Gespräch kommen können.

Bis dahin werden  wir als Fraktion hart politisch arbeiten. Eure Hinweise, die Ihr uns heute ge-
geben habt, sind  für uns eine wichtige Grundlagen unserer politischen Arbeit hier in Berlin. Die
Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales der SPD-Bundestagsfraktion, die Fraktionsspitze insgesamt
nimmt die Anregungen und Hinweise sehr ernst. Ich fand, dass war ein sehr konstruktiver Ge-
dankenaustausch heute und ich freue mich auf eine weitere gute Zusammenarbeit mit Euch.

Euch allen eine gute Vorweihnachtszeit und einen guten Rutsch in das Neues Jahr.
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Impressionen
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